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GNADE GIBT ES NICHT ...  
Die Vertreibungskatastrophen der Deutschen in Ost-Mitteleuropa nach dem Zweiten 
Weltkrieg 
Band VIII/02  
 
 
Widmung und Danksagung 
 
 

>>Abwesenheit muß man durch Erinnerung ergänzen. Das Gedächtnis ist der Spiegel, in 
dem wir die Abwesenden erblicken.<< (Joseph Joubert) 

 
 
Diese Dokumentation ist meiner Mutter Elisabeth gewidmet, die im Jahre 1946 aus ihrer 
schlesischen Heimat in Ludwigsdorf, Kreis Hirschberg, vertrieben wurde, und soll an alle 
Reichs- und Volksdeutschen erinnern, die nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges den Ver-
treibungskatastrophen zum Opfer fielen. 
 
 
Mein Dank gilt  
allen Zeitzeugen und Historikern, die diese Dokumentation überhaupt erst ermöglichten. Ihre 
wahrheitsgetreuen Erlebnisberichte und wissenschaftlichen Publikationen haben entscheidend 
dazu beigetragen, daß diese Tragödie der Deutschen niemals in Vergessenheit geraten wird. 
Ich danke außerdem dem Bundesarchiv Koblenz für die Erlaubnis, in dieser Doku-Reihe aus 
den Dokumentationen "Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" sowie "Vertreibung 
und Vertreibungsverbrechen 1945-1948" zu zitieren. 
 
 
Diese Dokumentation ist besonders meiner Frau Angelika gewidmet, die leider viel zu früh 
von uns gehen mußte. 
 



 2 

Vorbemerkungen  
 

>>Die Aufgabe des Menschengeistes besteht nicht darin, die Wahrheit zu suchen, sondern 
ein möglichst treffliches Bild der Wahrheit zu bekommen.<< (Immanuel Kant) 

In diesem Dokumentarbericht geht es vor allem um die Vertreibungsverbrechen der Sieger-
mächte, die sich nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges während der sog. "Friedenszeit" 
ereigneten.  
Für die meisten Deutschen ist es sicherlich erstaunlich, aber die Vertreibungskatastrophen der 
Reichs- und Volksdeutschen gehören zweifelsfrei zu den bestdokumentierten Episoden der 
deutschen Geschichte. Das Bundesarchiv Koblenz verfügt z.B. nach jahrzehntelanger Samm-
lungstätigkeit über außergewöhnlich reichhaltige "Ost-Dokumentationen". Diese Archivalien 
sind sowohl quantitativ als auch qualitativ einzigartige Quellen. 
Im Jahre 1950 beauftragte die deutsche Bundesregierung bekannte Historiker, die Flucht und 
Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen wahrheitsgemäß und ausführlich für die Nach-
welt aufzuarbeiten. Das Gesamtwerk wurde schließlich in den Jahren 1954-61 fertiggestellt 
und dem Bundesministerium für Vertriebene übergeben. Diese amtliche "Dokumentation der 
Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa" war im Jahre 1984 erstmalig im Deutschen 
Taschenbuch Verlag (dtv; München) erhältlich und umfaßt insgesamt 8 Bände.  
Wer diese erschütternden Dokumente gelesen hat, wird sicherlich verstehen, warum die deut-
sche Bundesregierung erst nach 30 Jahren einer (unfreiwilligen) Veröffentlichung zustimmte. 
 
Um die Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa realistisch darzustellen, wurden die 
Ereignisse durch amtliche Dokumentationen, Erlebnisberichte der unmittelbar Betroffenen 
und durch historische Publikationen ergänzt. Die einleitenden Dokumentationen des Bundes-
ministeriums für Vertriebene sollen zunächst einen Überblick über die damalige Situation 
vermitteln. Die tragischen Ereignisse wurden nach bestem Wissen und Gewissen schlicht und 
sachlich geschildert, wie sie damals wirklich geschehen sind. Besonders grauenvolle Schilde-
rungen wurden grundsätzlich nicht berücksichtigt, denn die Erlebnisberichte über "normale 
Gewalttaten" waren schon schlimm genug. 
Angesichts der ungesühnten Vertreibungsverbrechen ist es unsere christliche Pflicht, nicht nur 
nach Versöhnung, sondern auch nach Gerechtigkeit und Wahrheit zu streben, damit sich ähn-
liche Verbrechen gegen die Menschlichkeit niemals wiederholen.  
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Nachkriegsziele der Siegermächte  

>>Begangene Fehler können nicht besser entschuldigt werden als mit dem Geständnis, daß 
man sie als solche erkennt.<< (Percy Bysshe Shelley) 

Die Westmächte entschieden den Zweiten Weltkrieg zwar militärisch, aber bei den Konferen-
zen in Teheran und Jalta verloren sie schon vorzeitig den politischen Machtkampf gegen Sta-
lin.  
Nach der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Wehrmacht und Verhaftung der "Dö-
nitz-Regierung" übernahm der Alliierte Kontrollrat (bestehend aus den Hauptsiegermächten 
bzw. den 4 Oberbefehlshabern der Besatzungszonen) die gesamte Regierungsgewalt im Deut-
schen Reich, so daß alle deutschen Staatsbürger zu Subjekten der Besatzungsmächte wurden.  
Mit der "Berliner Deklaration" vom 5. Juni 1945 wurde die deutsche Regierungsgewalt offizi-
ell beendet und an die 4 Militärgouverneure der alliierten Siegermächte (Eisenhower, Mont-
gomery, Shukow und de Lattre de Tassigny) übertragen.  
Die Aufteilung in 4 Besatzungszonen erfolgte nach den Grenzen des Deutschen Reiches von 
1937. Berlin wurde in 4 Sektoren eingeteilt. Die oberste Regierungsgewalt übte ein Kontroll-
rat der 4 alliierten Oberbefehlshaber (Sitz in Berlin) aus, der damit die Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Verwaltung des Landes übernahm (Übernahme 
der "absoluten Autorität").  
Die siegreichen Mächte waren aufgrund dieser Deklaration für sämtliche Geschehnisse in ih-
rer Zone verantwortlich. Fragen, die das gesamte Deutsche Reich betreffen, waren gemeinsam 
und einstimmig durch die Mitglieder des alliierten Kontrollrats zu entscheiden. 
Die Berliner Erklärung vom 5. Juni 1945 stellte z.B. eindeutig fest, daß das Deutsche Reich 
als Völkerrechtssubjekt nicht untergehen soll (x151/67).  
Es ist noch immer eine ungelöste staatsrechtliche Frage, ob die Alliierten nach der "militäri-
schen Kapitulation" überhaupt berechtigt waren, die Regierungsgewalt in Deutschland zu 
übernehmen oder ob das Deutsche Reich nach wie vor existierte.  
Gemäß Haager Landkriegsordnung blieb das Deutsche Reich von 1871/1919 jedenfalls wei-
terhin völkerrechtlich bestehen, denn es wurde nachweislich nicht annektiert, sondern nur 
besetzt (x063/605).  
Prof. Rudolf Laun (deutscher Staats- und Völkerrechtler) schrieb später z.B. über den Fortbe-
stand des Deutschen Reiches, daß die Siegermächte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
verpflichtet gewesen wären, die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung gegenüber 
dem geschlagenen Deutschland anzuwenden (x063/604).   
Das Deutsche Reich sollte ursprünglich nicht langfristig aufgeteilt oder vollständig besetzt 
werden. Gemäß den Vereinbarungen der Atlantik-Charta wollte man nach dem Kriegsende 
wieder einen "Status quo ante" (den Zustand, wie er vorher war) herstellen. Die Deutschen 
sollten lediglich bedingungslos kapitulieren, denn die westlichen Alliierten hatten den Krieg 
nicht zu Eroberungszwecken, sondern nur zur Verteidigung geführt.  
Angesichts der grauenhaften Verhältnisse, die man in den befreiten NS-Vernichtungs- und 
Konzentrationslagern erlebt hatte, reagierten vor allem die westlichen Siegermächte und die 
Weltöffentlichkeit schockiert und entrüstet, so daß die Deutschen zunächst keine Gnade er-
warten konnten (x059/105). US-General Eisenhower gab z.B. eine Direktive heraus, daß 
Deutschland nicht zum Zwecke der Befreiung, sondern als besiegter Feindstaat besetzt werden 
sollte. Die nordamerikanischen Befehlshaber hätten nur einzugreifen, wenn Hungersnöte, 
Seuchen oder Revolten die Besatzungstruppen direkt gefährdeten. Kontakte mit deutschen 
Zivilisten und deutschen Beschäftigten sollten auf ein Mindestmaß beschränkt werden.  
Nordamerika verlangte keine Gebiete und verzichtete zunächst auf materielle Entschädigun-
gen. In erster Linie sollten alle schuldigen Deutschen für die NS-Massenverbrechen zur Re-
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chenschaft gezogen werden. Nach der Entnazifizierung plante man, in Deutschland eine libe-
rale Demokratie und privatkapitalistische Wirtschaftsformen zu errichten. 
Nach der Zerschlagung des Deutschen Reiches fehlte eine westeuropäische Pufferzone gegen-
über der UdSSR, denn Polen konnte die ursprünglich geplante Nachfolge der Deutschen nicht 
übernehmen. Churchill warnte die Nordamerikaner deshalb eindringlich davor, die besetzten 
mitteldeutschen Gebiete an die Sowjets abzutreten. US-Präsident Truman ließ die nordameri-
kanischen und britischen Truppen aber trotzdem vom 1. bis 4. Juli 1945 aus Mitteldeutschland 
abziehen, weil er die vertraglichen Vereinbarungen unter allen Umständen erfüllen wollte.  
Mit der Auslieferung Mitteldeutschlands gab Truman vor den Potsdamer Verhandlungen eine 
äußerst wichtige Trumpfkarte aus der Hand, obgleich die westlichen Alliierten völlig unbe-
drängt waren (x114/2.102). Für Stalin, der bisher fast alle Zusagen mißachtet hatte, kam der 
freiwillige Abzug der Nordamerikaner und Briten jedenfalls völlig überraschend, denn die 
Sowjets waren damals überhaupt nicht in der Lage, militärische oder politische Druckmittel 
einzusetzen.  
Nach dem Rückzug der westlichen Alliierten besaßen die Sowjets nicht nur Ostdeutschland, 
sondern sie kontrollierten auch alle mitteldeutschen Gebiete und standen sprungbereit an der 
Elbe. Ein bis dahin unvorstellbarer europäischer Alptraum war plötzlich Wirklichkeit gewor-
den.  
Sir Brian Robertson (General, Militärgouverneur der britischen Besatzungszone und Hoher 
Kommissar in der Bundesrepublik) kritisierte später die nordamerikanische Außenpolitik 
(x128/193-194): >>Von allen falschen Vorstellungen hatten die, denen sich Präsident Roose-
velt hingab, die schwerwiegendsten Folgen, denn sie beherrschten das amerikanische Denken 
und Handeln in den ersten 2 sehr wichtigen Jahren nach dem deutschen Zusammenbruch. ... 
Präsident Roosevelts "Großer Plan" für den künftigen Frieden der Welt beruhte auf einer die 
Vereinten Nationen beherrschenden russisch-amerikanischen Partnerschaft. ... Hand in Hand 
mit dieser Konzeption ging eine harte Deutschlandpolitik. Die grausame Unmenschlichkeit 
des Morgenthau-Plans, Deutschland seine gesamte Industrie zu nehmen, ging Roosevelt zu 
weit, aber der Plan wurde eigentlich nur aufgeschoben und nicht fallengelassen.<< 
Großbritannien wollte den wirtschaftlichen Machtfaktor Deutschland zwar ausschalten, aber 
Churchill war auch daran interessiert, die Deutschen wieder "auf eigene Füße" zu stellen, um 
die sowjetische Expansionsgefahr einzudämmen. Im Juli 1945 wurde die britische Außen- 
bzw. Deutschlandpolitik jedoch durch einen Regierungswechsel regelrecht gelähmt, weil die 
unerfahrenen Außenpolitiker der siegreichen Labour-Party den erfahrenen Churchill nicht 
ersetzen konnten. Die Briten unterstützten später vor allem die nordamerikanische Zentralisie-
rungspolitik, da sie US-Hilfen für die britische Besatzungszone benötigten (x148/14). 
Frankreich forderte hartnäckig die Aufteilung des Deutschen Reiches, annektierte das Saar-
land, schlug die Bildung eines autonomen Rheinstaates (Ruhrgebiet) vor und widersetzte sich 
zunächst allen Versuchen, die westdeutschen Zonen zu vereinigen, weil man das Deutsche 
Reich langfristig schwächen wollte. 
Stalin hatte die Prinzipien der Atlantik-Charta ("Verteidigung des Weltfriedens und der Frei-
heit") ebenfalls formell akzeptiert. Diese Zusage hinderte den sowjetischen Diktator in den 
letzten Kriegsjahren jedoch nicht, die anglo-amerikanischen Verbündeten unentwegt zu hin-
tergehen und schließlich vor vollendete Tatsachen zu stellen. Stalin, der bis zur deutschen 
Kapitulation fast alle angestrebten Expansionsziele verwirklicht hatte, war nicht bereit, be-
setzte Gebiete preiszugeben. Die argwöhnischen Stalinisten unterstellten den Kapitalisten 
naturgemäß Weltherrschaftspläne und setzten in den "befreiten Ländern" ihre bewährte ge-
waltsame Unterdrückungspolitik und aggressive Gleichschaltungsmaßnahmen durch.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Auslieferung Mitteldeutschlands an die Sowjets (x068/283-287): >>... "Im Herzen 
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Europas", jammerte Churchill. Aber schließlich hatten die Amerikaner den Sowjets 1945 noch 
Gebiete überlassen, die sie selber schon besaßen, große Gebiete und ganz kleine Plätze, wie 
im Harz, als sie allzu generös die Voraussetzungen dafür schufen, daß die Russen mit dem 
Sputnikstart die technische Führung der USA in Frage stellten, überrundeten. 
Damals hatten Teile der 3. US-Panzerdivision am 11. April 1945 bei Nordhausen die "Mittel-
werke" erreicht, das Herz der deutschen V2-Fabrikation. Sie fanden nicht nur riesige Raketen, 
die deutsche "Wunderwaffe", abschußbereit vor, sondern auch sonst alles unversehrt in gigan-
tischen, peinlich sauberen Anlagen der größten unterirdischen deutschen Waffenfabrik.  
In einem ersten Sonderbefehl zwar sollte dies offenbar viele Milliarden Dollar schwere Beu-
tegut natürlich sichergestellt werden. Doch ein zweiter, von einer "sehr hohen Dienststelle" 
ausgehender Befehl instruierte den technischen Experten Major Hamille, "daß Nordhausen zur 
russischen Zone gehören würde und daß alle Dokumente und Gegenstände für die Sowjets an 
Ort und Stelle gelassen werden sollten".  
In einem weiteren Befehl verfügte der Oberkommandierende Eisenhower: "Alle Fabriken, 
Anlagen, Werkhallen, Forschungsinstitute, Laboratorien, Versuchsanstalten, Patente, Pläne, 
Zeichnungen und Erfindungen müssen intakt und in gutem Zustand für die alliierten Vertreter 
zur Verfügung gehalten werden". 
Einiges requirierte Major Hamille nun zwar auf eigene Faust. Doch staunten die Russen Stein 
und Bein über die Großzügigkeit ihrer Verbündeten, als sie das Erbe von Nordhausen unver-
sehrt antraten. Ein Sowjetoberst lachte schließlich laut und meinte: "Das alles haben uns die 
Amerikanski geschenkt! Aber in zehn Jahren werden sie weinen!" Und der Oberstleutnant 
Taranakov rief: "Was für Idioten diese Amerikaner sind!" 
Die Amerikaner hielten damals ihre Heere von Berlin ab, von Prag, von Wien, um den Russen 
den Vortritt zulassen. Sie wichen 250 Kilometer auf einer Breite von 650 Kilometern zurück. 
Und so saßen die Sowjets zuletzt von Bulgarien und Rumänien über Ungarn, die Tschecho-
slowakei, Polen bis hinauf ins Baltikum. Natürlich hatte Stalin dort überall Regierungen nach 
seinem Gutdünken eingesetzt und ohne Amerika zu fragen - das sich im Übrigen im Westen 
nicht anders verhielt und, wo immer es Macht hatte, nur Regierungen seines Vertrauens zu-
ließ. Doch waren all die von den Russen kontrollierten Länder nicht vielmehr Schutzwall für 
sie als Aufmarschbasis? 
Die Russen haben nie einen Ausfall gemacht. Und ein russisches Geheimdokument, das dem 
englischen Intelligence Service im Herbst 1947, ein halbes Jahr also etwa nach der Truman-
Rede vom 6. März in Texas, in die Hände fiel, nannte als das "wichtigste Aktionsfeld der rus-
sischen Politik" den Vorderen Orient. Man erkannte die Ölfelder in Persien, Arabien, im Irak 
als Schwachstelle der USA und wollte hier den Kalten Krieg aufnehmen. 
Gewiß verweigerten die USA nun schon eine von den Sowjets angestrebte Anleihe von min-
destens 10 Milliarden Dollar, hatten zunächst aber weder etwas gegen die Demontage deut-
scher Industrieanlagen noch gegen den völkerrechtswidrigen Einsatz deutscher Kriegsgefan-
gener in der UdSSR, noch gegen eine Entschädigung Polens für die Abtretung Ostpolens an 
die Sowjetunion, noch gegen die Austreibung von immerhin 6,5 Millionen Deutschen aus 
Osteuropa, erfolge sie nur "in ordnungsgemäßer und humaner Weise". 
In Kürze freilich waren nicht mehr die Braunen die Bösen, sondern die Roten. Dabei wußte 
die amerikanische Führung aber immer, daß die Sowjetrussen keinen Krieg mit ihr wollten. 
Nie sah sie sich in all diesen Jahren auch nur irgendwie ernsthaft bedroht. Nicht als ihr Gene-
ralstab, bereits im Frühjahr 1944, den Dritten Weltkrieg erwog, einen Kampf auf Leben und 
Tod "zwischen Gut und Böse". Nicht 1945, als sie, im Alleinbesitz der Atombombe, diesen 
weiteren Weltkrieg schon vorbereitet hat. Nicht in den folgenden Jahren. Im Gegenteil. Man 
gab durchaus zu, daß die UdSSR "keine unmittelbare Gefahr" bedeute, daß ihre Wirtschaft, 
ihr Arbeitskräftepotential, "vom Krieg ausgelaugt" sei, weshalb sie sich "in den nächsten Jah-
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ren auf den inneren Wiederaufbau und begrenzte diplomatische Zielsetzungen konzentrieren" 
werde. 
Amerikanische Regierungsdokumente bekunden solche Überzeugungen und die Memoiren 
bekannter Politiker. Wie Churchill 1946 sagte: "Ich glaube nicht, daß Sowjetrußland den 
Krieg wünscht", so telegraphierte im selben Jahr einer der besten amerikanischen Diplomaten, 
der Historiker George F. Kennan, aus Moskau (wo er ab 1952 Botschafter war), die Sowjet-
macht gehe, im Gegensatz zu Hitlerdeutschland, "keine unnötigen Risiken" ein; sie sei nicht 
"auf Abenteuer" aus und "gemessen an der westlichen Welt insgesamt ... bei weitem schwä-
cher". 
Noch 1949, als die Amerikaner bereits 400 Flotten- und Luftstützpunkte in aller Welt errichtet 
hatten und die Vereinigten Stabschefs in ihrem Kriegsplan "Dropshot" vom 19. Dezember 
schon damit rechneten oder wenigstens vorgaben, damit zu rechnen, daß im "Laufe der Zeit" 
das steigende Militärpotential der Sowjets "den Krieg von ihrem Standpunkt aus als weniger 
gewagt erscheinen lasse", meinten sie: "Ein dritter Weltkrieg wird vom Kreml wahrscheinlich 
als die aufwendigste und am wenigsten wünschbare Methode zur Erreichung des grundlegen-
den Ziels angesehen". 
Viele erkannten dies, aber wollten oder konnten, durften es nicht sagen, je höher sie standen, 
desto weniger. Und doch hatte 1947 Handelsminister Henry A. Wallace, von 1941 bis 1945 
Vizepräsident der Vereinigten Staaten, den Mut, den antisowjetischen Kurs zu kritisieren, 
hatte er die Redlichkeit zu bekennen: "Für mich liegt die Kriegsgefahr viel weniger im Kom-
munismus als im Imperialismus". Ein einziger Entrüstungssturm fegte ihn beiseite. (Ehrlich-
keit zahlt sich in der Politik nur in jenen seltenen Fällen aus, wo sich Unehrlichkeit nicht aus-
zahlen würde.) 
Die Zeitschrift Newsweek schrieb 1948, es sei das Ziel der amerikanischen Strategen, "den 
Ring der Luftstützpunkte um Rußland zu schließen und ihn dabei so lange immer kleiner und 
enger zu machen, bis die Russen ersticken". Doch die US-Nachkriegspolitik hat immer und 
unentwegt die Russen der Aggressivität beschuldigt und sich als "defensiv" bezeichnet. In 
Wirklichkeit war es (aus vielen Gründen) eher umgekehrt. 
Ein erst Jahre später, 1964, bekannt gewordenes Dokument ist hier erhellend. Im Januar 1950 
nämlich beauftragte Präsident Truman den Außen- und Verteidigungsminister, "eine erneute 
Überprüfung unserer Ziele in Frieden und Krieg und der Auswirkung dieser Ziele auf unsere 
strategischen Pläne vorzunehmen ..." Das Ergebnis dieser Zwischenbilanz verschiedener Stel-
lungnahmen, enthalten in der Dokumentenreihe Nr. 68 des Nationalen Sicherheitsrates (Na-
tional Security Council 68 Series: NSC-68) - nach Außenminister Dean Acheson "eines der 
großen Dokumente in unserer Geschichte" -, prägte maßgeblich den Kalten Krieg.  
Es weist einmal mehr die USA als seine Initiatoren aus und macht sie verantwortlich für die 
Geschichte der fünfziger Jahre. Fordert es doch gegenüber der Sowjetunion weiterhin "kühne 
Angriffsfreudigkeit" (hold aggressiveness) - übrigens zwei Monate vor Beginn des Korea-
Kriegs. Ja, das NSC 68 fordert nicht nur "kühne Angriffsfreudigkeit", sondern erkennt auch 
die militärische Überlegenheit der Russen in sämtlichen Waffen, außer Atomwaffen, an.  
Warum aber, wenn sie aggressiv waren, nützten das die Russen nicht aus? Wegen der atoma-
ren Überlegenheit der Amerikaner? Doch die Amerikaner besaßen nach dem Krieg gar keine 
Atombomben mehr, wenn auch offizielle Persönlichkeiten mit "Dutzenden und Dutzenden" 
von solchen Bomben Rußland und die Welt blufften, so daß nicht wenige Nationen angesichts 
dieser Macht und der Legende von der "russischen Gefahr" das atlantische Bündnis mit den 
USA eingingen. Dabei pfiffen es dort bald die Spatzen von den Dächern, und natürlich wuß-
ten dies auch die Russen:  
Amerika hatte nur drei Atombomben besessen, zwei wurden über Japan abgeworfen, das 
größte Kriegsverbrechen der bisherigen Geschichte, die dritte verschwand spurlos mit einem 
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Kriegsschiff auf der Fahrt nach der Insel Tinian (an Westrand des Marianengrabens) im Pazi-
fik. Erst im Lauf des Jahres 1948 kamen die Amerikaner in den Besitz weiterer Nuklearwaf-
fen. 
Doch zu ihrer Bestürzung zündeten die Russen 1949, fünf Monate nach Gründung der NATO, 
ebenfalls eine (selbst von US- Experten noch nicht erwartete) Atombombe, worauf ein gestei-
gertes Wettrüsten begann, das der Korea-Krieg noch angefacht hat.<<  
M. Djilas schrieb z.B. bereits im April 1945 über Stalins Nachkriegsziele (x149/114): >>Die-
ser Krieg ist nicht wie in der Vergangenheit; wer immer ein Gebiet besetzt, erlegt ihm auch 
sein eigenes gesellschaftliches System auf. Jeder führt sein eigenes System ein, soweit seine 
Armee vordringen kann. Es kann gar nicht anders sein.<< 
Andrej A. Shdanow (sowjetischer Spitzenfunktionär), der ursprünglich Stalins Nachfolger 
werden sollte, betrachtete die sowjetische Besatzungszone als ein "Sprungbrett", um die Bol-
schewisierung Westdeutschlands und danach Westeuropas zu realisieren (x128/195). 
Der deutsche Journalist Michael Klonovsky und der deutsche Historiker Jan von Flocken be-
richteten später in ihrem Buch "Stalins Lager in Deutschland 1945-1950 " über "die Austrei-
bung des Faschismus mit dem Stalinismus" (x126/11-15): >>Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurde im Osten Deutschlands der Teufel mit Beelzebub ausgetrieben. 
Besiegt und zerstört, ausgeblutet und blutbesudelt, moralisch auf unabsehbare Zeit diskredi-
tiert und auf Gnade und Ungnade den Siegern ausgeliefert – das war die Lage des Deutschen 
Reiches im Frühling des Jahres 1945. Aufgebrochen, um die Welt zu beherrschen, war es nun 
selbst ein beherrschtes Land, ein Fremdkörper in der europäischen Zivilisation, der fortan un-
ter strenger Kontrolle gehalten werden mußte. 
Nach der totalen militärischen Niederlage lag das Geschick des Landes ausschließlich in den 
Händen der Alliierten. Die Greueltaten des Nationalsozialismus hatten den Abscheu der ge-
samten zivilisierten Welt auf Deutschland gerichtet. Die an der Zerschlagung des Hitlerre-
gimes beteiligten Staaten konnten somit von vornherein den Befreierstatus für sich in An-
spruch nehmen. Sämtliche Maßnahmen der Besatzungsmächte waren legitimiert, sofern sie 
nur unter dem Vorzeichen des Antifaschismus standen.  
Auch der Stalinschen Sowjetunion fiel infolge ihrer antifaschistischen Orientierung automa-
tisch eine historisch progressive Rolle zu. Dieses verhängnisvolle Zusammenfallen von Anti-
faschismus und Stalinismus wurde der entscheidende Faktor bei der Installierung eines neuen 
Unrechtssystems im Ostteil Deutschlands. Während sich in den westlichen Besatzungsmäch-
ten nach Kriegsende allmählich demokratische Verhältnisse durchzusetzen begannen, geriet 
der Osten in das importierte Räderwerk einer quasikommunistischen Diktatur. Von einer selb-
ständigen oder gar demokratischen Entwicklung konnte keine Rede sein. 
Was zwischen 1945 und 1949 wirklich stattfand, war die Annexion Ostdeutschlands mit dem 
Ziel, den sowjetkommunistischen Machtbereich bis an die Elbe auszudehnen und die erober-
ten deutschen Gebiete entweder zu "slawisieren" (Schlesien, Pommern, Posen, Ostpreußen) 
oder zu kolonisieren (Mitteldeutschland). Bei dieser Eroberung Ostdeutschlands durch die 
Stalinsche UdSSR und die von dort zurückkehrenden domestizierten deutschen Exilkommu-
nisten diente der Antifaschismus als Vorwand für eine Welle politischer Repressionen.  
Unter dem Deckmantel der "antifaschistisch-demokratischen Umwälzung" wurde dem Land 
ein Regime oktroyiert, welches zwar durchaus antifaschistisch, nichtsdestoweniger aber ein 
undemokratisches Regime war.  
Um diese gewaltsame "Revolution von oben" als historisch notwendig zu begründen, verbrei-
teten die neuen Machthaber die These, der Faschismus sei ein gesetzmäßiges Resultat der ka-
pitalistischen Entwicklung, der Parlamentarismus habe versagt, und jeder bürgerliche Staat 
trage den Keim einer neuerlichen faschistischen Variante gleichsam in sich. Demgegenüber 
verkörpere der Sozialismus, wie sich der Stalinismus nannte, eine höhere Stufe der Mensch-
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heitsentwicklung und die einzige Alternative zu einem Rückfall in die faschistische Barbarei. 
Nach dem Schrecken des Krieges waren viele Menschen geneigt, solchen Darstellungen 
Glauben zu schenken. Doch im Ostteil Deutschlands sollten sie schnell am eigenen Leibe spü-
ren, mit welcher Rigorosität und Menschenverachtung die "Sieger der Geschichte" ihre Herr-
schaftsansprüche durchzusetzen gedachten. Noch vor der ideologischen Rechtfertigung hatte 
bereits deren praktische Realisierung begonnen. 
Millionen Deutsche wurden – mit Billigung der Westalliierten – aus ihren angestammten 
Heimatgebieten westlich der Oder vertrieben. In der sowjetischen Besatzungszone, die sich 
selbst gern als demokratischer Teil Deutschlands titulierte, erstickten die Eroberer Hand in 
Hand mit den deutschen Kommunisten aller ihrer Gleichschaltungspolitik zuwiderlaufenden 
Bestrebungen im Keime. Eine Hauptrolle in diesem Prozeß spielten die Internierungsprakti-
ken des sowjetischen Geheimdienstes NKWD/MWD. 
Als Resultat des Zweiten Weltkrieges war ganz Osteuropa unter die Herrschaft des Stalin-
schen Machapparates geraten. Der Stalinismus hatte sich somit von einer spezifisch russi-
schen zu einer internationalen Erscheinung ausgeweitet, die sich unabhängig von nationalen 
Besonderheiten quer durch alle Staaten Osteuropas zog. Die anfängliche Freude dieser Völker 
über die Befreiung vom Hitlerjoch währte nur kurz. Stalins Repressionsapparat folgte der Ro-
ten Armee auf dem Fuße. In den besetzten Ländern wurden moskauhörige Satellitendiktaturen 
installiert. 
Den eroberten Gebieten auf dem Territorium des ehemaligen Deutschen Reiches widmeten 
die Sowjets besonderes Augenmerk. ... 
... Es wäre verfehlt, in der sowjetischen Besatzungspolitik lediglich eine Reaktion auf die 
deutschen Kriegsverbrechen in der UdSSR zu sehen. Im Mittelpunkt dieser Politik stand 
vielmehr die Herrschaftssicherung in einem okkupierten Gebiet, was sich mit wachsender 
zeitlicher Distanz immer deutlicher zeigte. 
So schloß die Verfolgung ehemaliger Nazis zugleich die Verfolgung von mutmaßlichen oder 
tatsächlichen Gegnern der kommunistischen Umwälzung ein. Typisch für diese Parallelität 
war die Instrumentalisierung des Antifaschismus gegen Nichtfaschisten. Da sich nach 1945 
Menschen am besten diskreditieren ließen, indem man Nazis aus ihnen machte, wurden Tau-
sende Gegner der stalinistischen Neuordnung zu Hitleranhängern erklärt und verschleppt. 
Dieser Aspekt spielte auch bei den sowjetischen Internierungspraktiken in Deutschland eine 
zentrale Rolle. Alle politisch motivierten Säuberungen geschahen unter dem Deckmantel der 
Entnazifizierung. 
Die Errichtung der NKWD/MWD-Lager läßt sich also keinesfalls nur auf die Existenz der 
Nazi-Konzentrationslager zurückführen. Vielmehr war mit der Roten Armee auch das Stalin-
sche Lagersystem nach Deutschland gelangt. Die sibirischen GULAGs, in denen der Sowjet-
diktator ganze Bevölkerungsgruppen verschwinden ließ, existierten bereits zu einer Zeit, als 
an die Machtergreifung Hitlers noch gar nicht zu denken war. 
Nichtsdestoweniger war die Internierung zunächst tatsächlich ein Mittel der Entnazifizierung 
das alliierten Regelungen entsprach. In einer nach der deutschen Kapitulation von Präsident 
Roosevelt erlassenen Weisung an den Oberkommandierenden der US-Streitkräfte in Deutsch-
land heißt es unter anderem:  
"Personen werden mehr als nominelle Parteimitglieder ... betrachtet, wenn sie ein Amt oder 
irgendeine Aktivität auf irgendeiner Ebene ausgeübt haben. Alle Personen ... werden ... ver-
haftet und bis zu einem Gerichtsverfahren vor einem entsprechenden, von Ihnen zu errichten-
den halbjuristischen Forum in Haft gehalten." 
Ähnliches besagt das am 1. August 1945 unterzeichnete Protokoll der Berliner Dreimächte-
Konferenz, wo unter Punkt 5 des Abschnitts über politische Grundsätze für die Behandlung 
Deutschlands folgendes festgelegt wird:  
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"Kriegsverbrecher und alle diejenigen, die an der Planung und Verwirklichung nazistischer 
Maßnahmen, die Greueltaten oder Kriegsverbrechen nach sich zogen oder als Ergebnis hatten, 
teilgenommen haben, sind zu verhaften und dem Gericht zu übergeben. Nazistische Parteifüh-
rer, einflußreiche Nazianhänger und Leiter der nazistischen Ämter und Organisationen, die für 
ihre Besetzung und Ziele gefährlich sind, sind zu verhaften und zu internieren." 
Auch in den Westzonen wurden Internierungslager in Betrieb genommen. Formell entspra-
chen sowohl die Lager im Osten als auch die im Westen der Direktive Nr. 38 des Alliierten 
Kontrollrats vom 12. Oktober 1946 über die "Verhaftung und Bestrafung von Kriegsverbre-
chern, Nationalsozialisten und Militaristen und Internierung, Kontrolle und Überwachung von 
möglicherweise gefährlichen Deutschen". 
An der Interpretation freilich schieden sich die Geister. Da die neuen Machthaber in der So-
wjetischen Besatzungszone die selbsternannten "eigentlichen" Antifaschisten waren, galt qua-
si jeder ihrer Gegner als potentieller Faschist. Interniert wurden keineswegs nur Anhänger und 
Kriegsverbrecher. ...<< 
 


